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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Tornas Farken, Manfred Rose

Die Einkommensteuertarifmodelle der 
Parteien im Wohlfalirtsvergleicli

Im Verlauf der Diskussion um die „Große Steuerreform“ wurde eine Reihe neuer 
Einkommensteuertarifmodelle vorgeschlagen. Wie lassen sich die Wirkungen solcher 
Reformmodelle auf die individuelle Wohlfahrt abschätzen? Welche Effekte haben die 

unterschiedlichen Tarifverläufe unter Berücksichtigung verschiedener 
Finanzierungsalterna tiven ?

Parteipolitische Vorschläge zu einer Neugestaltung 
des deutschen Einkommensteuertarifs werden 

häufig von dem Versprechen begleitet, daß die jeweilige 
Tarifsenkung zu einer „Steigerung der Leistungsbereit­
schaft“ beitrage. Welche konkrete, quantitative Dimen­
sion sich hinter dieser qualitativen, ja vielleicht sogar in­
haltleeren Aussage verbirgt, bleibt meistens im dunkeln.

Quantitative Aussagen beschränken sich allein auf 
Abschätzungen des jeweiligen Entlastungsvolumens. 
Leider läßt man aber auch hierbei den Bürger im unkla­
ren, auf welchen Berechnungen diese Zahlen beruhen. 
Fast ausnahmslos werden nur die reinen Primäreffekte 
der Einführung eines neuen Einkommensteuertarifs auf 
das verfügbare Individual- oder Familieneinkommen 
ausgewiesen. Damit bleiben die Auswirkungen des 
neuen Tarifs auf Angebot, Nachfrage, Preise und Lohn­
niveau unberücksichtigt. Dann können auch keine Aus­
sagen über die sich langfristig einstellende Änderung 
der gütermäßigen Wohlfahrt einzelner Haushalte nach 
einer Reform gemacht werden. Hierauf kommt es aber 
letztlich an, denn eine „Große Steuerreform“ läßt sich 
nur rechtfertigen, wenn die überwiegende Mehrheit der 
Bundesbürger langfristig eine spürbare Steigerung ihrer 
Güferversorgung erfährt.

Betroffen wird die individuelle Wohlfahrt (das ökono­
misch bestimmte individuelle Wohlbefinden) weiterhin

durch die jeweils gewählte Art der Finanzierung der Ein­
kommensteuerreform. Wie unten gezeigt wird, unter­
scheiden sich beispielsweise die Verteilungswirkungen 
einer Finanzierung über eine Senkung der Staatsausga­
ben erheblich von denen einer Kompensation des Ein­
nahmenausfalls durch Erhöhung der Mehrwertsteuer. 
Eine wohlfahrtsorientierte Bewertung alternativer Tarif­
reformvorschläge ist somit nur möglich, wenn gleichzei­
tig konkrete Pläne über ihre Finanzierung vorliegen.

Nun besteht allerdings kein Zweifel, daß Steuerrefor­
mer in der Bundesrepublik bislang nicht auf ein zweck­
dienliches, mikroökonomisch strukturiertes empiri­
sches Totalmodell zurückgreifen konnten. Dieses müßte 
hinsichtlich der Fragen nach den langfristigen steuerre­
formbedingten Rück-, Fern- bzw. Sekundärwirkungen-  
oder wie auch immer man die sich aus der ökonomi­
schen Interdependenz resultierenden Wechselwirkun­
gen nennen mag-zumindest gestatten, Tendenzaussa­
gen abzuleiten.

Im folgenden wird ein am finanzwissenschaftlichen 
Lehrstuhl der Universität Heidelberg im Rahmen eines 
DFG-Projektes für solche Problemstellungen entwickel­
tes Modell vorgestellt. Anschließend präsentieren wir 
einige Ergebnisse der Simulation einer Einführung alter­
nativer Einkommensteuertarife.

Prof. Dr. Manfred Rose, 49, fetirt Volkswirtschaft, 
insbesondere Finanzwissenschaft, an der Univer­
sität Heidelberg. Tornas Farken, 28, Diplom-Volks- 
wirt, ist Mitarbeiter am Sonderforschungsbereich 
5 der Deutschen Forschungsgemeinschaft.
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Das Heidelberger Modell

Empirische Modelle des Allgemeinen Gleichgewichts 
erweisen sich zunehmend als geeignete Systemgrund­
lage, um die langfristigen Wirkungen globaler Politik­
maßnahmen auf die Allokation der Ressourcen, die Ver­
teilung der Einkommen und das Niveau der Wohlfahrt
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

von Haushalten verschiedenster sozioökonomischer 
Gruppen zu simulieren'. Die Langfristigkeit und die 
Orientierung am Marktgleichgewicht bedingen, daß 
diese Modelle nicht für die Erstellung kurz- oder mittelfri­
stiger Prognosen geeignet sind.

Auch das vorzustellende Heidelberger Modell^ ist ein 
angewandtes Modell des Allgemeinen Gleichgewichts. 
Es beschreibt das Wirtschaftssystem in der Bundesre­
publik ausschließlich als ein System von Märkten, auf 
denen sich als Resultat des Zusammenwirkens von An­
gebot und Nachfrage entsprechende markträumende 
Gleichgewichtpreise einstellen. Um der bei einem ex­
portorientierten Land wie der Bundesrepublik vorhande­
nen außenwirtschaftlichen Verflechtung Rechnung zu 
tragen, ist das verwendete Modell durch zwei interde­
pendent verknüpfte Blöcke Bundesrepublik Deutsch­
land und Rest der Welt strukturiert worden. In jedem die­
ser beiden Wirtschaftsblöcke wird das Verhalten der re­
levanten ökonomischen Entscheidungseinheiten, d. h. 
der Konsumenten, der Produzenten und des Staates, 
durch theoretisch-empirisch konzipierte Gleichungen 
beschrieben.

Die Haushalte in der Bundesrepublik sind, abhängig 
von ihrem statistisch ermittelten Einkommen, jeweils ei­
ner von vier Einkommensklassen zugeordnet. Die Gü­
ternachfrage eines einzelnen Haushalts ist im wesentli­
chen durch die Güterpreise, den Lohnsatz, die staatli­
chen Transferzahlungen sowie durch besteuerte Ar­
beits- und Kapitaleinkommen determiniert. Von den glei­
chen Argumenten, also z. B. von den Grenzsteuersät­
zen und Freibeträgen des jeweiligen Einkommensteuer­
tarifs, ist das ebenfalls als variabel modellierte individu­
elle Arbeitsangebot bestimmt.

Die Produzenten in jedem der zwölf unterschiedenen 
Produktionssektoren bestimmen ihren Einsatz an Arbeit 
und Kapital sowie ihr Güterangebot gewinnmaximie­
rend unter Berücksichtigung der geltenden Faktor­
preise, Güterpreise, Faktorsteuern und Produktions­
steuern. Der Fiskus in der Bundesrepublik finanziert 
seine Ausgaben über die Erhebung von Verbrauchsteu­
ern, einer Einkommensteuer im Haushaltsbereich so­
wie von Produktions- und Faktorsteuern. Staatliche 
Ausgaben werden einerseits als Geldtransfers (für 
Renten, Arbeitslosenunterstützungen u. ä.) an private

' Vgl. hierzu beispielsweise J. B. 8  h o  v e n :  Applied General Equili­
brium Tax Modeling, IMF Staff Papers (1983), S. 394-420.

 ̂ Das Heidelberger Modell wurde im Rahmen eines Projekts des Son­
derforschungsbereichs 5 der Deutschen Forschungsgemeinschaft er­
stellt. Eine detaillierte Beschreibung des Modells findet sich in M. 
R o s e ,  H. K u n g l ,  B. K ü h n :  Incidence Effects of Changing the 
German Income Tax Rate Schedule, Heidelberger Diskussionsschriften 
Nr. 112, Heidelberg 1987.

Haushalte geleistet und andererseits für die Bereitstel­
lung öffentlicher Güter (Bildung, Verkehr, innere und äu­
ßere Sicherheit etc.) getätigt.

Trotz größter Komplexität der somit fixierten ökonomi­
schen Strukturen führen die Marktkräfte im Modellkon­
text zu einem Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage auf den sowohl für Inländer als auch für Aus­
länder unbeschränkt zugänglichen Gütermärkten. Ein 
Gleichgewicht stellt sich ebenfalls auf den, in der derzei­
tigen Modellversion noch international isolierten, Märk­
ten für die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital ein.

Berechnen läßt sich das Allgemeine Gleichgewicht je­
doch erst, nachdem die theoretische Modellstruktur 
durch eine konsistente Datenbasis aufgefüllt wurde. 
Hierzu sind Daten aus den verschiedensten nationalen 
und internationalen statistischen Quellen für das Basis­
jahr 1980 zusammengetragen und so verbunden wor­
den, daß sie in einem Allgemeinen Gleichgewicht der 
Volkswirtschaft entstanden sein könnten. Erforderlich 
ist hierzu auch die Fixierung einer Reihe von Politikpara­
metern, wozu natürlich insbesondere die zentralen Tarif­
parameter der oben aufgeführten Steuern gehören.

Über eine „Computermodellversion“ kann man dann 
alle markträumenden Preise ermitteln, die wiederum die 
uns interessierende Allokation der Ressourcen, die Ver­
teilung der Einkommen und das Niveau der haushalts­
spezifischen Wohlfahrt bestimmen.

Die Eingabe anderer als der im Referenzjahr 1980 
gültigen Politikparameter führt zu einem neuen Allge­
meinen Gleichgewicht mit neuen Werten aller Größen. 
Auf diese Weise kann man die langfristigen Wohlfahrts­
effekte alternativer Einkommensteuertarife simulieren 
und damit das für eine Bewertung solcher Maßnahmen 
erforderliche Informationsspektrum erweitern.

Die untersuchten Tarife

Im Verlauf der aktuellen Diskussion um eine „Große 
Steuerreform“ wurden auf der politischen Ebene eine 
Reihe neuer Einkommensteuertarifmodelle vorgeschla­
gen. Uns liegen die als langfristig zu realisierenden Ent­
würfe der Regierungskoalition für 1990 (T90), der Freien 
Demokratischen Partei (Beschluß des Bundesparteita­
ges 1986: TFDP), d e r' Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (gemäß Gesetzesantrag der Länder Hes­
sen und Nordrhein-Westfalen zum Steuerentlastungs­
gesetz 1988: TSPD), des Ifo-Instituts fürWirtschaftsfor­
schung und des Bundes der Steuerzahler vor.

Für die vorzunehmende Wohlfahrtsanalyse wurden 
die Tarife T90, TFDP und TSPD herangezogen, um die
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Zielkonzeptionen der im Bundestag vertretenen Par­
teien zur Steuerreform zu vergleichen. Von den Grünen 
lag uns kein Vorschlag vor. Die in der Figur 1 dargestell­
ten Grenzsteuersatztarife für die Grundtabelle unter­
scheiden sich im wiesentlichen hinsichtlich des Grund­
freibetrages, der Proportionalzone, des Progressions­
bereichs und des Spitzensteuersatzes.

Im Tarif T90 ist der Grundfreibetrag auf 5616 DM zu 
versteuerndes Jahreseinkommen (T80; 3690 DM) an­
gehoben. Die Proportionalzone mit einem Grenzsteuer­
satz von 19% (T80: 22%) ist nur noch 2485 DM (T80: 
12310 DM) breit und geht bis 8100 DM (T80:16000 DM). 
Der progressive Bereich ab 8101 DM (T80: ab 16001 
DM) verläuft linear (T80: degressiv steigend) und endet

Abbildung 1 
Grenzsteuerverläufe 

alternativer Einkommensteuertarife

. iceuev-
SÄize

Abbildung 2 
Primärentlastungen bei Einführung 

alternativer Einkommensteuertarife im Jahr 1980
(Kurzfristige Änderungen des Nettoeinkommens in DM)

HdushaItsgruppen 
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H | u n ter  16 £

bei 120000 DM (T80: 130000 DM) mit einem Spitzen­
satz von 53 % (T80:56 %).

Der Tarif TFDP sieht einen Grundfreibetrag von 6048 
DM vor. Die Proportionalzone mit einem Grenzsteuer­
satz von 22% erstreckt sich (mit ca. 13500 DM gleich­
lang wie imTarif 1986) bis 19548 DM. Danach steigt der 
Grenzsteuersatz bis auf 49 % bei 131 544 DM.

Die SPD hat im Gesetzesantrag für 1988 lediglich 
eine Modifikation des Tarifs von 1981 verlangt, der wie­
derum dem nur im Grundfreibetrag und in der ersten 
Proportionalzone leicht geänderten Tarif von 1980 ent­
spricht. Der Grundfreibetrag soll auf 5022 DM erhöht 
werden und die Proportionalzone mit einem Grenzsteu­
ersatz von 22% bis 21 600 DM gehen. Der progressive 
Bereich von TSPD beginnt mit einem steilen linearen An­
stieg des Grenzsteuersatzes bis auf ca. 44 % bei 41040 
DM. Ab diesem Einkommen ergibt sich dann derselbe 
Verlauf des Grenzsteuersatzes wie im T81 und damit ab 
60000 DM derselbe Verlauf wie nach dem im Jahre 
1980 gültigen Tarif.

Primärentlastung

Unter Primärentlastung versteht man den Rückgang 
der Einkommensteuerzahlung eines Haushalts bei un­
verändertem Bruttoeinkommen. Hierbei wird also unter­
stellt, daß die Haushalte auf die neue Steuerbelastung 
nicht reagieren und auch keine Folgewirkungen über 
veränderte Aktivitäten des Staates, der Unternehmen 
und ausländischer Wirtschaftseinheiten auftreten. Dar­
aus wird unschwer deutlich, daß die Primärentlastung 
nur einen ersten, rudimentären Hinweis darauf geben 
kann, wie sich das Niveau und die Verteilung der Steuer­
reform letztlich darstellt.

Allgemein kann man sagen, daß durch eine Erhöhung 
des Grundfreibetrages und/oder durch eine Senkung 
des Eingangssteuersatzes alle Steuerzahler entlastet 
werden. Bei einer Senkung des Grenzsteuersatzes ab 
einem bestimmten zu versteuernden Jahreseinkom­
men werden alle Steuerzahler entlastet, die dieses oder 
ein höheres Einkommen beziehen. Wird in einem Be­
reich die Grenzsteuersatzkurve gesenkt, so summieren 
sich die Entlastungen, und der Einkommensbezieher 
mit einem Einkommen am Ende dieses Bereiches er­
fährt die höchste Entlastung.

Bei den Tarifen T90 und TFDP profitieren daher insbe­
sondere die Bezieher hoher und höchster Einkommen 
durch die kumulierten Steuerentlastungen (Abbau des 
„Mittelstandsbauches“ und Senkung des Spitzensteu­
ersatzes). Bei dem sehr flachen Anstieg des Grenzsteu­
ersatzes im Progressionsbereich des TFDP wird dies 
besonders deutlich (vgl. Abbildung 1). Der Anstieg des

WIRTSCHAFTSDIENST 1987A/I1I 425
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Grenzsteuersatzes wird im Bereich bis ungefähr 60000 
DM niedriger ausfallen als 1980, ab diesem Einkommen 
aber höher.

Die Entlastung der unteren und mittleren Einkommen 
(bis 41041 DM) bei gleichhoher Entlastung der hohen 
und höchsten Einkommen lag bei der Konzeption des 
Tarifs TSPD im Vordergrund, ln Abbildung 2 ist die Pri­
märentlastung nach Haushaltsgruppen bei (fiktiver) Ein­
führung der drei Modelltarife im Jahre 1980 veranschau­
licht.

Wie man sieht, entlasten die Tarife T90 und TFDP die 
unteren Einkommen nur mäßig (261 DM bzw. 259 DM p. 
a.) und die höchsten Einkommen prozentual stark. 
Nach dem SPD-Tarif werden alle Einkommensklassen 
prozentual gleich entlastet. Das bedeutet, wir erhalten 
bei Einführung von TSPD einen ungefähr proportiona­
len Anstieg des Betrages der Entlastung, bei den Tarifen 
der Koalition oder der FDP jedoch einen deutlich über­
proportionalen Anstieg.

Bemerkenswert ist auch der Abfall in der Entlastungs­
kurve nach TFDP gegenüber T90 bei der zweiten Ein­
kommensklasse. Dies ist letztlich auf den niedrigeren 
Eingangssteuersatz des Koalitionstarifs zurückzufüh­
ren.

Wirkungen auf den Staatshaushalt

Bei der Simulation eines hypothetischen Ersatzes 
des Einkommensteuertarifs 1980 durch einen der drei 
Modelltarife ist es notwendig, Annahmen darüber zu 
treffen, mit welchen fiskalischen Maßnahmen des Staa­
tes der erforderliche Budgetausgleich gesichert wird. 
Hierzu fehlen konkrete Angaben der Parteien. Deshalb 
-  und auch aus Gründen der Vergleichbarkeit -  wurden 
zwei der gegenwärtig diskutierten Finanzierungsalter­
nativen untersucht. Zum einen erfolgte die Lösung des 
Finanzierungsproblems der Steuerreform über eine 
Senkung der staatlichen Realausgaben, also über jene 
Ausgaben, die der Staat zum Zwecke der Bereitstellung

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG 

Hans-Hagen Härtel, Klaus Matthies, Muaffac Mously

ZUSAMMENHANG ZWISCHEN STRUKTURWANDEL 
UND UMWELT
Spezialuntersuchung 2 im Rahmen der HWWA-Strukturberichterstattung 1987

In der jetzt vorliegenden Arbeit, die im Auftrag des Bundeswirtschaftsministe­
riums erstellt wurde, werden die Umweltwirkungen des Strukturwandels in der 
Bundesrepublik sowie die Auswirkungen von Maßnahmen des Umweltschutzes 
aut die gesamtwirtschaftliche Produktivitätsentwicklung und das Wachstum aus­
gewählter Wirtschaftszweige untersucht. Die Analyse erfolgt in zwei Kapiteln. Im 
Rahmen des ersten Kapitels wird der Frage nachgegangen, inwieweit der auto­
nome Strukturwandel die Umweltbelastung beeinflußt. Im zweiten Kapitel wird 
untersucht, mit welchen gesamtwirtschaftlichen Kosten die Verschärfung der 
Umweltschutzpolitik verbunden ist, welche Strukturwirkungen zu entarten sind 
und welche Anpassungsfriktionen, insbesondere hinsichtlich der Beschäftigung, 
in Rechnung zu stellen sind.

Großoktav, 260 Seiten, 1987, brosch. DM 59,-

V E R L A G W E L T A R C H I V G M B H

ISBN 3-87895-326-7

H A M B U R G
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Tabelle 1
Änderung der Steueraufkommen und 

Staatsausgaben bei Einführung alternativer 
Einkommensteuertarife im Jahre 1980

(Langfristige Änderungen in l^rd. DM)

Einkommen- Mefirwert- 
steuerauf- Steuerauf­
kommen kommen

Staatsausgaben 
(in Klammern: 

DM pro Haushalt)

bei Senkung der Staatsausgaben

T90 -  36,391 4,808
TFDP -3 5 ,1 6 4  4,732
TSPD -1 9 ,9 8 9  2,626

bei Erhöhung der Mehrwertsteuer

T90 -  38,869 35,673
TFDP -  37,421 33,965
TSPD -2 1 ,6 1 9  19,927

-20,274  
-19 ,237  
-11 ,198

( -  835,77) 
( -  793,02) 
( -  461,62)

0,966 (39,82)
0,943 (38,87)
0,556 (22,92)

Öffentlicher Güter tätigt. Zum anderen wurde im Simula­
tionsablauf der staatliche Budgetausgleich über eine 
proportionale Anpassung aller effektiven Mehrwertsteu­
ersätze hergestellt.

InTabelle 1 sind die Folgen derTarifreformalternativen 
beider Finanzierungsmöglichkeiten für die in diesem Zu­
sammenhang wesentlichen Einnahmen und Ausgaben 
des Staates aufgeführt. Hieraus wird ersichtlich, daß die 
Verringerung der staatlichen Ausgaben absolut betrach­
tet geringer ausfällt als die Erhöhung der Mehrwert­
steuer bei der zweiten Finanzierungsalternative. Im 
Falle einer Staatsausgabensenkung steigt die Güter­
nachfrage der Konsumenten soweit, daß der staatliche 
Nachfrageausfall hierdurch sogar mehr als ersetzt wird. 
Dies bewirkt wiederum ein höheres Mehrwertsteuerauf­
kommen, das zur Finanzierung des Budgetdefizits her­
angezogen werden kann.

Wohlfahrtseffekte

Traditionellen Konzepten folgend würde man bei der 
Ermittlung der Wohlfahrtseffekte von dem verfügbaren 
Einkommen des Haushaltssektors ausgehen und die 
Verteilung auf verschiedene Einkommensgruppen un­
tersuchen. Ein charakteristisches Ergebnis der unter­
suchten Reformalternativen ist, daß alle Haushalte über 
höhere nominale Bruttoeinkommen verfügen und dabei 
noch geringere Einkommensteuerzahlungen zu leisten 
haben.

Das verfügbare Einkommen stellt zwar eine zentrale 
Komponente der individuellen Wohlfahrt dar, jedoch 
wird diese noch durch weitere Faktoren beeinflußt. 
Hierzu gehören vor allem die Belastungen aus der Mehr­
wertsteuererhebung und die durch die Reform induzier­
ten Änderungen der relativen Güterpreise. Zur monetä­
ren Erfassung aller Größen, die den Nutzen der Konsu­

WIRTSCHAFTSDIENST 1987A/III

menten bestimmen, haben wir als Wohlfahrtsmaß die 
Hickssche äquivalente Variation gewählt. Sie erfaßt ex­
akt die durch die Steuerreform bedingten Nutzenände­
rungen in Form von Realeinkommensänderungen. Aller­
dings ist es bislang nicht möglich, hiermit jene Wohl­
fahrtseffekte zu quantifizieren, die aus veränderten 
staatlichen Realausgaben und damit aus einem verän­
derten Niveau der öffentlichen Güterbereitstellung re­
sultieren.

Unter diesen Aspekten sind die in Abbildung 3 darge­
stellten Wohlfahrtseffekte aus Tarifreformen, die mit ei­
ner Staatsausgabensenkung einhergehen, zwangsläu­
fig für jeden Haushalt zu hoch ausgewiesen. Würde sich 
derWohlfahrtseffekt aus verminderten Staatsausgaben 
nach dem Pro-Kopf-Schlüssel verteilen, so zeigt der Ver­
gleich dieser in Tabelle 1 ausgewiesenen Werte mit den 
in Abbildung 3 dargestellten Wohlfahrtseffekten, daß die 
Haushalte in der untersten Einkommensgruppe Wohl­
fahrtsverluste hinnehmen müßten. Alle anderen Haus­
halte erreichen höhere Wohlfahrtspositionen.

Realiter wird sich ein reduziertes Volumen an öffentli­
chen Gütern bei den kleineren Einkommensbeziehern 
besonders negativ auswirken. Um dies zu vermeiden, 
müßten bei einer Ausgabenkürzung jene Kategorien 
ausgespart bleiben, die die Versorgungslage der ein­
kommensschwachen Haushalte unmittelbar tangieren.

Ohne Berücksichtigung des Staatsausgabeneffekts 
gilt für alle Haushalte, daß die Erhöhung der individuel­
len Wohlfahrt deutlich über der jeweiligen Primärentla­
stung liegt. Dabei steigt der über die Primärentlastung 
hinausgehende Teil des Gesamtwohlfahrtszuwachses 
mit dem individuellen Haushaltsnettoeinkommen pro­
gressiv. Dies ist vor allem eine Konsequenz der durch 
die Einkommensteuertarifreform bewirkten Erhöhung

Abbildung 3 
Wohlfahrtseffekte bei Einführung 

alternativer Einkommensteuertarife im Jahr 1980
(Langfristige Änderungen je Haushalt in DM bei 

gleichzeitiger Staatsausgabensenkung)

HaushaItsgruppen
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Abbildung 4
Wohlfahrtseffekte bei Einführung 

alternativer Einkommensteuertarife im Jahr 1980
(Langlhstige Änderungen je Haushalt in DM bei 

gleichzeitiger Mehrwertsteuererhöhung)
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der Kapitaleinl<ommen, woran die Haushalte in den obe­
ren Einkonrimensgruppen besonders stark partizipie­
ren.

Im Falle einer Finanzierung der Steuerreform über 
Mehrwertsteuererhöhungen müssen, wie in Abbildung 
4 dokumentiert, die Haushalte der untersten Einkom­
mensgruppe Wohlfahrtsverluste hinnehmen (T90: -212 
DM p. a., TFDP: -186 DM p. a., TSPD: -9 5  DM p. a.). 
Bei Einführung von T9G oder TFDP erfahren auch die 
Haushalte mit einem Jahresnettoeinkommen zwischen 
16800 DM und 48000 DM langfristig Wohlfahrtseinbu­
ßen, wenn diese mit - 3  DM p. a. bei T90 und -61 DM 
p. a. bei TFDP auch gering ausfallen und in der Compu- 
tergraphik kaum zu erkennen sind. Insgesamt würden 
82,2% aller Haushalte in der Bundesrepublik durch 
eine mehrwertsteuerfinanzierte Tarifsenkung nach der 
Koalitionsvereinbarung oder dem FDP-Vorschlag eine 
Verschlechterung ihres schon einmal erreichten Wohi- 
fahrtsniveaus hinnehmen müssen. Lediglich die Haus­
halte in den beiden oberen Einkommensgruppen kön­

nen mit einer Verbesserung ihrer Wohlfahrtslage rech­
nen.

Die Einführung des Tarifs der SPD in Kombination mit 
einer Mehrwertsteuerfinanzierung bewirkt, daß auch 
Haushalte der zweiten Einkommensgruppe einen leich­
ten Anstieg ihres Wohlfahrtsniveaus realisieren; auch 
dieser Anstieg ist in der Computergraphik kaum zu er­
kennen. Größte Gewinner dieser Steuerreform wären 
die Haushalte mit einem Jahresnettoeinkommen zwi­
schen 48000 DM und 120000 DM. Anders als bei den 
Tarifen T90 und TFDP liegt die definitive Wohlfahrtsver­
besserung der reichen Haushalte deutlich unter der Pri­
märentlastung.

Schlußfolgerungen

Aus den präsentierten Simulationsergebnissen ist 
deutlich geworden, daß die Primärentlastung einer Ein­
kommensteuertarifsenkung als Indikator des betreffen­
den Wohlfahrtseffekts kaum geeignet ist. Unter diesen 
Aspekten bezweifeln wir die Sinnhaftigkeit des gängi­
gen Vergleichs alternativer Tarif modelie auf der Basis ih­
rer Primärentlastungseffekte.

Gezeigt werden konnte unter anderem, daß die Ände­
rung der individuellen Wohlfahrt maßgeblich durch die 
Interdependenz des ökonomischen Systems, die Posi­
tion des betreffenden Haushalts in der Einkommenspy­
ramide und vor allem auch durch die Art der Finanzie­
rung der Reform determiniert wird.

Weil es in der Regel keine konkreten Aussagen dar­
über gibt, wie sich die Parteien die Finanzierung des 
staatlichen Einnahmeausfalls vorstellen, ist der Aussa­
gegehalt der reinen Entlastungszahlen insbesondere 
für die Einkommensschichten mit niedriger absoluter 
Entlastung gering, ja sie gestatten nicht einmal die Ten­
denzaussage, ob es den Haushalten nach der Reform 
(und der notwendigen Finanzierung) besser oder 
schlechter geht als zuvor.
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